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Wir laden hiermit 
unsere Aktionäre zur 
ordentlichen Haupt-
versammlung am
Dienstag, 16. Juni 2009, 
um 10:00 Uhr ein.
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Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und 
des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezem-
ber 2008, der Lageberichte für die Manz Automation 
AG und den Konzern für das Geschäftsjahr 2008 ein-
schließlich der Erläuterungen zu den Angaben nach 
§ 289 Absatz 4, § 315 Absatz 4 HGB sowie des Be-
richts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2008 

Die Unterlagen können in den Geschäftsräumen am 
Sitz der Manz Automation AG, Steigäckerstraße 5, 
72768 Reutlingen, eingesehen werden. Auf Verlangen 
wird jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos eine 
Abschrift dieser Unterlagen erteilt. 

Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanz-
gewinns 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bi-
lanzgewinn des Geschäftsjahres 2008 in Höhe von 
EUR 5.932.042,16 in voller Höhe auf neue Rechnung 
vorzutragen.

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Vorstands für das Geschäftsjahr 2008

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitglie-
dern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2008 Entlas-
tung zu erteilen.

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2008

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitglie-
dern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2008 Ent-
lastung zu erteilen.

Ort >>
Filharmonie Filderstadt
Tübinger Straße 40
70794 Filderstadt



5.

6.

Ordentliche Beschlussfassung über die Wahl des 
Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers 
sowie des Prüfers für die prüferische Durchsicht des 
Halbjahresfinanzberichts für das Geschäftsjahr 2009

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die alltax gmbh Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesell-
schaft, Reutlingen, zum Abschlussprüfer der Gesell-
schaft und des Konzerns sowie zum Prüfer für die 
prüferische Durchsicht des im Halbjahresfinanzbericht 
enthaltenen verkürzten Abschlusses und Zwischenla-
geberichts für das Geschäftsjahr 2009 zu wählen.

Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen ge-
nehmigten Kapitals und die Änderung der Satzung

Aufgrund der Ausübungen des genehmigten Kapitals 
in den Geschäftsjahren 2007 und 2008 besteht noch 
ein genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 405.821,00. 
Es soll daher ein neues genehmigtes Kapital in Höhe 
von 50 % des Grundkapitals geschaffen werden, damit 
die Gesellschaft auch in den kommenden Jahren mit 
diesem Instrument bei Bedarf ihre Eigenmittel verstär-
ken kann. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu 
beschließen:

a) 	 Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur 
Erhöhung des Grundkapitals

Die gemäß § 3 Absatz 3 der Satzung bestehende 
Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital der 
Gesellschaft in der Zeit bis zum 10. August 2011 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder in 
Teilbeträgen um insgesamt bis zu EUR 405.821,00 
durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender 
Aktien (Stückaktien) gegen Bar- oder Sacheinla-
gen zu erhöhen (genehmigtes Kapital), wird auf-
gehoben.

b)	 Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals

Der Vorstand der Gesellschaft wird ermächtigt, das 
Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 
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15. Juni 2014 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
einmalig oder in Teilbeträgen um insgesamt bis zu 
EUR 2.240.027,00 durch Ausgabe von insgesamt 
bis zu 2.240.027 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Aktien (Stückaktien) gegen Bar- oder Sacheinlagen 
zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2009). 

Grundsätzlich sind die neuen Aktien den Aktio-
nären zum Bezug anzubieten. Die neuen Aktien 
können auch von durch den Vorstand bestimmten 
Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten 
(mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen

>>	bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen,
wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 
Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft glei-
cher Ausstattung im Zeitpunkt der Festlegung 
des Ausgabebetrags, die möglichst zeitnah zur 
Platzierung der neuen Aktien erfolgen soll, nicht 
wesentlich im Sinne von § 203 Absatz 1 und 2, 
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Die-
se Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts gilt nur insoweit, als auf die im Rahmen 
der Kapitalerhöhung auszugebenden Aktien 
insgesamt ein anteiliger Betrag des Grundka-
pitals von nicht mehr als EUR 448.005,00 und 
insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapi-
tals zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermäch-
tigung entfällt. Auf diesen Höchstbetrag für 
einen Bezugsrechtsausschluss ist der anteilige 
Betrag am Grundkapital von Aktien anzurech-
nen, die während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung aufgrund anderer Ermächtigungen in un-
mittelbarer oder entsprechender Anwendung 
von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Bezugs-
rechtsausschluss ausgegeben oder veräußert 
werden;

>>	bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-
teilen oder Beteiligungen an Unternehmen;
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>>	soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-

	 bungen, Genussrechten und/oder Gewinn-
schuldverschreibungen, die von der Gesell-
schaft oder unmittelbaren oder mittelbaren 
Konzerngesellschaften der Gesellschaft ausge-
geben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien 
in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung ihre Wandlungs- oder Optionsrechts 
bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungspflicht zu-
stehen würde;

>>	um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszuneh-
men.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung von Kapitalerhöhungen aus dem genehmi-
gten Kapital festzulegen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend der Durchführung der Erhö-
hung des Grundkapitals durch Ausübung des ge-
nehmigten Kapitals und nach Ablauf der Ermächti-
gungsfrist zu ändern.

c) 	 Änderung der Satzung

	 § 3 Absatz 3 der Satzung der Gesellschaft wird wie 	
	 folgt neu gefasst:

	 (3) Der Vorstand der Gesellschaft ist ermächtigt, 
das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit 
bis zum 15. Juni 2014 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder in Teilbeträgen um 
insgesamt bis zu Euro 2.240.027,00 durch Aus-
gabe von insgesamt bis zu 2.240.027 neuen, 
auf den Inhaber lautenden Aktien (Stückaktien) 
gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen (ge-
nehmigtes Kapital 2009). 

Grundsätzlich sind die neuen Aktien den Akti-
onären zum Bezug anzubieten. Die neuen Ak-

tien können auch von durch den Vorstand be-
stimmten Kreditinstituten mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen

>>bei einer Kapitalerhöhung gegen Barein-
lagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis von Aktien der Ge-
sellschaft gleicher Ausstattung im Zeitpunkt 
der Festlegung des Ausgabebetrags, die 
möglichst zeitnah zur Platzierung der neu-
en Aktien erfolgen soll, nicht wesentlich im 
Sinne von § 203 Absatz 1 und 2, § 186 Absatz 
3 Satz 4 AktG unterschreitet. Diese Ermäch-
tigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
gilt nur insoweit, als auf die im Rahmen der 
Kapitalerhöhung auszugebenden Aktien ins-
gesamt ein anteiliger Betrag des Grundkapi-
tals von nicht mehr als Euro 448.005,00 und 
insgesamt nicht mehr als 10 % des Grund-
kapitals zum Zeitpunkt der Ausübung der 
Ermächtigung entfällt. Auf diesen Höchst-
betrag für einen Bezugsrechtsausschluss 
ist der anteilige Betrag am Grundkapital von 
Aktien anzurechnen, die während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer oder ent-
sprechender Anwendung von § 186 Absatz 
3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss 
ausgegeben oder veräußert werden;

>>bei einer Kapitalerhöhung gegen Sachein-
lagen zum Erwerb von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unter-
nehmen;

>>soweit es erforderlich ist, um den Inhabern 
von Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen, Genussrechten und/oder 
Gewinnschuldverschreibungen, die von der 

„
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Gesellschaft oder unmittelbaren oder mit-
telbaren Konzerngesellschaften der Gesell-
schaft ausgegeben werden, ein Bezugsrecht 
auf neue Aktien in dem Umfang zu gewäh-
ren, wie es ihnen nach Ausübung ihre Wand-
lungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfül-
lung ihrer Wandlungspflicht zustehen würde;

>>um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht aus- 
zunehmen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem 
genehmigten Kapital festzulegen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend der Durchführung der 
Erhöhung des Grundkapitals durch Ausübung 
des genehmigten Kapitals und nach Ablauf der 
Ermächtigungsfrist zu ändern.“

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu 
Punkt 6 der Tagesordnung über den Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 203 Absatz 2, § 186 Absatz 4 
Satz 2 AktG (genehmigtes Kapital 2009)

Der Hauptversammlung der Manz Automation AG 
wird unter Tagesordnungspunkt 6 der am 16. Juni 2009 
stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein 
neues genehmigtes Kapital (genehmigtes Kapital 2009) 
in Höhe von insgesamt bis zu EUR 2.240.027,00 vor-
geschlagen. Das genehmigte Kapital soll für Bar- und 
Sachkapitalerhöhungen zur Verfügung stehen und das 
bisherige genehmigte Kapital ersetzen, das der Vor-
stand in den Geschäftsjahren 2007 und 2008 zum 
Großteil ausgeübt hat und das noch in Höhe von 
EUR 405.821,00 besteht.

Das genehmigte Kapital soll die Gesellschaft in die 
Lage versetzen, im Interesse ihrer Aktionäre bei der 
Erhöhung des Grundkapitals schnell und flexibel han-
deln zu können. Da Entscheidungen über die Deckung 

eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu tref-
fen sind, ist es von Bedeutung, dass die Gesellschaft 
hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen Hauptver-
sammlungen oder von der langen Einberufungsfrist 
einer außerordentlichen Hauptversammlung abhängig 
ist. Mit dem Instrument des genehmigten Kapitals hat 
der Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung getra-
gen. Als gängigste Anlässe für die Inanspruchnahme 
eines genehmigten Kapitals sind die Stärkung der Ei-
genkapitalbasis und die Finanzierung von Unterneh-
mensakquisitionen zu nennen.

Bei der Ausübung des genehmigten Kapitals 2009 
haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. 
Unter den nachfolgend genannten Voraussetzungen 
ist jedoch der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen. 

a)	 Der Vorstand soll ermächtigt werden, bei Barkapi-
talerhöhungen das gesetzliche Bezugsrecht der Ak-
tionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Rah-
men des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG auszuschlie-
ßen. Dieser Bezugsrechtsausschluss ermöglicht 
es, im Interesse des Unternehmens neue Aktien an 
den Kapitalmärkten im In- und Ausland gezielt zu 
platzieren, indem die Aktien unter kurzfristiger Aus-
nutzung günstiger Börsensituationen zu marktnah 
festgesetzten und möglichst hohen Preisen aus-
gegeben werden. Der Abschlag zum Börsenpreis 
im Zeitpunkt der Ausnutzung des genehmigten 
Kapitals wird nach Möglichkeit weniger als 3 %, in 
jedem Fall aber weniger als 5 % des aktuellen Bör-
senkurses betragen. Der bei einer Platzierung unter 
Bezugsrechtsausschluss erzielbare Erlös führt im 
Regelfall zu einem deutlich höheren Mittelzufluss 
als bei einer Bezugsrechtsemission. Ein erheblicher 
Grund hierfür ist, dass eine Platzierung ohne ge-
setzliche Bezugsfrist unmittelbar nach Festsetzung 
des Ausgabebetrags erfolgen kann und somit beim 
Ausgabebetrag kein Kursänderungsrisiko für den 
Zeitraum einer Bezugsfrist berücksichtigt werden 
muss.
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Kapitalerhöhungen aufgrund dieser Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss dürfen insgesamt 
weder EUR 448.005,00, das sind 10 % des derzei-
tigen Grundkapitals, noch 10 % des Grundkapitals 
zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 
überschreiten. Dies bedeutet, dass auch bei meh-
reren Kapitalerhöhungen innerhalb des Ermächti-
gungszeitraums für nicht mehr als insgesamt 10 % 
des Grundkapitals das Bezugsrecht aufgrund dieser 
Ermächtigung ausgeschlossen werden kann. Zu-
dem besteht die Beschränkung, dass bei der Ober-
grenze auch Aktien berücksichtigt werden, die bis 
zur Ausgabe neuer Aktien aus dem genehmigten 
Kapital aufgrund anderer Ermächtigungen zum 
Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder ent-
sprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 
AktG ausgegeben werden. Auf die Begrenzung 
sind damit Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft an-
zurechnen, die mit Wandel- oder Optionsschuldver-
schreibungen, Genussrechten oder Gewinnschuld-
verschreibungen verbunden sind, die im Zeitraum 
dieser Ermächtigung in sinngemäßer Anwendung 
von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gegen Barleistung ausgegeben 
werden. Ferner ist die Veräußerung von eigenen 
Aktien anzurechnen, sofern sie im Zeitraum dieser 
Ermächtigung aufgrund einer Ermächtigung ge-
mäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit 
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts erfolgt. Hierdurch wird sichergestellt, 
dass aus dem genehmigten Kapital keine Aktien 
unter Ausschluss des Bezugsrechtes gemäß § 203 
Absatz 1 und 2, § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG aus-
gegeben werden, wenn dies dazu führen würde, 
dass insgesamt für mehr als 10 % des Grundkapi-
tals das Bezugsrecht der Aktionäre ohne besonde-
ren sachlichen Grund ausgeschlossen wird. Durch 
diese Vorgaben wird im Einklang mit der gesetz-
lichen Regelung dem Schutzbedürfnis der Aktio-
näre im Hinblick auf einen Verwässerungsschutz 
ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Ferner 

erhält jeder Aktionär auf Grund des börsennahen 
Ausgabekurses der neuen Aktien die Möglichkeit, 
die zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote 
erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedin-
gungen über die Börse zu erwerben. 

b) 	Die Ermächtigung, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Grundkapital gegen Sacheinlagen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts zum Erwerb von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder Unterneh-
mensbeteiligungen zu erhöhen, soll den Vorstand 
in die Lage versetzen, in geeigneten Fällen Unter-
nehmen, Teile von Unternehmen oder Unterneh-
mensbeteiligungen nicht nur durch Zahlung eines 
Kaufpreises in Geld, sondern auch gegen Über-
lassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu 
können. Je nach der Größenordnung eines solchen 
Erwerbs und den Erwartungen des jeweiligen Ver-
käufers kann es zweckmäßig oder erforderlich sein, 
die Gegenleistung durch Aktien der Gesellschaft zu 
erbringen. Dadurch werden die liquiden Mittel der 
Gesellschaft geschont und der Umfang einer mög-
lichen Kaufpreisfinanzierung verringert. Hierzu ist 
der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
notwendige Voraussetzung. 

Die vorgesehene Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts soll die Gesellschaft im Wettbe-
werb um interessante Akquisitionsobjekte stärken 
und es ihr ermöglichen, bei einer sich bietenden 
Gelegenheit schnell und flexibel mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats agieren zu können und als Ge-
genleistung für einen Erwerb von Unternehmen, 
Teilen von Unternehmen oder Unternehmensbe-
teiligungen Aktien der Gesellschaft einsetzen zu 
können, die durch die Ausübung des genehmigten 
Kapitals geschaffen werden. 

Da der Wert der künftig zu erwerbenden Unter-
nehmen, Unternehmensteile oder Unternehmens-
beteiligungen und damit deren Erwerbspreis der-
zeit noch nicht bekannt ist, kann gegenwärtig kein 
fester Ausgabebetrag genannt werden. Die Be-
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wertung der Aktien der Gesellschaft wird sich an 
dem jeweiligen Börsenkurs ausrichten. Der Wert 
des jeweils zu erwerbenden Unternehmens, Unter-
nehmensteils oder der Unternehmensbeteiligung 
wird nach anerkannten Bewertungsmaßstäben be-
stimmt werden. 

Der Umfang des Bezugsrechtsausschlusses in 
Höhe des genehmigten Kapitals ist erforderlich, um 
auch bei einer größeren Akquisition die Gegenleis-
tung ganz oder mindestens zu einem bedeutenden 
Teil in Form von Aktien der Gesellschaft erbringen 
zu können.

c)	 Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht ausschließen können, 
soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen so-
wie Genussrechten oder Gewinnschuldverschrei-
bungen, die von der Gesellschaft oder unmittel-
baren oder mittelbaren Konzerngesellschaften der 
Gesellschaft ausgegeben werden, ein Bezugsrecht 
auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie 
es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder 
Optionsrechts bzw. nach Erfüllung ihrer Wand-
lungspflicht zustehen würde. 

Solche Schuldverschreibungen sind zur Erleich-
terung der Platzierung in der Regel mit einem 
Verwässerungsschutz ausgestattet, der neben 
der Möglichkeit zur Ermäßigung des Wandlungs-
preises vorsieht, dass den Inhabern bei nachfol-
genden Kapitalerhöhungen ein Bezugsrecht auf 
neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es den 
Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, 
als seien sie bereits Aktionäre. Ein Bezugsrecht 
von Inhabern bzw. Gläubigern bereits bestehen-
der Options- oder Wandlungsrechte bzw. von mit 
Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuld-
verschreibungen bietet die Möglichkeit zu verhin-
dern, dass im Falle einer Ausübung des genehmi-
gten Kapitals der Options- oder Wandlungspreis 
ermäßigt werden muss. Dies gewährleistet einen 

höheren Ausgabe-preis der bei Ausübung der Op-
tion oder Durchführung der Wandlung auszuge-
benden Aktien. Um die Schuldverschreibungen mit 
einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu 
können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf 
diese Aktien ausgeschlossen werden. Dies dient 
der leichteren Platzierung der Schuldverschrei-
bungen und damit dem Interesse der Aktionäre an 
einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft.

d) 	Die Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats etwaige Spitzenbeträge von dem 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, dient 
der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhält-
nisses und damit der Erleichterung der Durchfüh-
rung von Kapitalerhöhungen unter Gewährung von 
Bezugsrechten. Der Wert solcher Spitzenbeträge ist 
in der Regel gering, während der Aufwand für die 
Emission ohne einen solchen Ausschluss deutlich 
höher wäre. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht 
ausgeschlossenen neuen Aktien werden bestmög-
lich für die Gesellschaft verwertet.

Die Interessen der Aktionäre werden daher insgesamt 
durch die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
nicht unangemessen beeinträchtigt.

Konkrete Pläne für eine Ausübung des neuen geneh-
migten Kapitals 2009 bestehen derzeit nicht. Entspre-
chende Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum 
Bezugsrechtsausschluss sind national und internatio-
nal üblich. Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig 
prüfen, ob die Ausübung des genehmigten Kapitals 
2009 im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 
liegt. Im Falle der Ausübung der vorgeschlagenen Er-
mächtigung wird der Vorstand in der nächsten Haupt-
versammlung darüber berichten.



Beschlussfassung über Zustimmung zur Übermitt-
lung von Informationen an die Aktionäre im Wege der 
Datenfernübertragung und die Änderung der Satzung 

Für die vom Deutschen Corporate Governance Kodex 
empfohlene Übermittlung von Informationen an die 
Aktionäre im Wege der Datenfernübertragung ist ge-
mäß § 30b Absatz 3 Nr. 1 lit. a) Wertpapierhandelsge-
setz (WpHG) die Zustimmung der Hauptversammlung 
erforderlich. Die Möglichkeit der Informationsübermitt-
lung im Wege der Datenfernübertragung soll daher be-
schlossen und in die Satzung aufgenommen werden.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor zu beschließen:

a) 	 Zustimmung zur Übermittlung von Informationen 
an die Aktionäre im Wege der Datenfernübertra-
gung

Der Übermittlung von Informationen durch die Ge-
sellschaft an die Aktionäre im Wege der Datenfern-
übertragung wird gemäß § 30b Absatz 3 Nr. 1 lit. a) 
Wertpapierhandelsgesetz zugestimmt.

b)	 Änderung der Satzung

(1)	Die Überschrift von Abschnitt VII. der Satzung
	 der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:

„VII. 
Bekanntmachungen und Informationen“

(2) 	§ 19 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt	
	 geändert:

	 (a) 	Die Bestimmung in § 19 wird zu § 19 Absatz 1.
	
	 (b) 	Nach § 19 Absatz 1 wird der folgende neue 
		  Absatz 2 eingefügt:

(2)	Die Gesellschaft ist zur Übermittlung von  
	 Informationen an die Aktionäre im Wege
 	 der Datenfernübertragung nach Maßgabe
	 des § 30b Absatz 3 WpHG berechtigt.“

Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien 

Die Gesellschaft wurde durch Beschluss der ordent-
lichen Hauptversammlung vom 10. Juni 2008 ermäch-
tigt, bis zum 9. Dezember 2009 eigene Aktien bis zu 
10 % des Grundkapitals zu erwerben. Die Ermächti-
gung soll für den Zeitraum von 18 Monaten bis zum 
15. Dezember 2010 erneuert werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a) 	 Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Absatz 1 Ziffer 8
AktG ermächtigt, in dem Zeitraum bis zum 
15. Dezember 2010 eigene Aktien mit einem 
rechnerischen Anteil am derzeitigen Grundka-
pital von bis zu 10 % zu erwerben. Der Erwerb 
kann auch durch von der Gesellschaft abhängige 
Konzernunternehmen oder für ihre oder deren 
Rechnung durch Dritte durchgeführt werden.

Die von der ordentlichen Hauptversammlung der 
Gesellschaft am 10. Juni 2008 beschlossene Er-
mächtigung zum Erwerb eigener Aktien endet mit 
dem Wirksamwerden dieser neuen Ermächtigung.

Der Erwerb darf über die Börse oder mittels eines 
an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufan-
gebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Kaufangeboten erfolgen. 

(1)	 Im Falle des Erwerbs über die Börse darf der 
Kaufpreis je Aktie der Gesellschaft (ohne Er-
werbsnebenkosten) den Durchschnitt der ta-
gesvolumengewichteten Schlusskurse der 
Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder 
einem an die Stelle des Xetra-Systems getre-
tenen Nachfolgesystem) während der letzten 
drei Börsenhandelstage vor dem Erwerb der 
Aktien um nicht mehr als 10 % überschreiten 
und um nicht mehr als 10 % unterschreiten. 

7.
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(2)		Bei einem öffentlichen Kaufangebot kann die 
Gesellschaft einen Kaufpreis oder eine Kauf-
preisspanne je Aktie der Gesellschaft festlegen. 
Im Falle der Festlegung einer Kaufpreisspanne 
wird der endgültige Kaufpreis aus den vorlie-
genden Annahmeerklärungen ermittelt. Das 
Angebot kann eine Annahmefrist, Bedingungen 
sowie die Möglichkeit vorsehen, den Kaufpreis 
bzw. die Kaufpreisspanne während der Annah-
mefrist anzupassen, wenn sich nach der Veröf-
fentlichung des öffentlichen Angebots während 
der Annahmefrist erhebliche Kursbewegungen 
ergeben. 

Der angebotene Kaufpreis bzw. die Kaufpreis-
spanne je Aktie der Gesellschaft (ohne Erwerbs-
nebenkosten) dürfen den Durchschnitt der ta-
gesvolumengewichteten Schlusskurse der 
Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder 
einem an die Stelle des Xetra-Systems getre-
tenen Nachfolgesystem) während der letzten 
fünf der Veröffentlichung des Kaufangebots 
vorangehenden Börsenhandelstage um nicht 
mehr als 10 % überschreiten und nicht mehr 
als 10 % unterschreiten. Im Falle einer Ange-
botsanpassung tritt an die Stelle des Tages der 
Veröffentlichung des Kaufangebots der Tag der 
Veröffentlichung der Anpassung.

Sofern die Anzahl der angedienten Aktien der 
Gesellschaft die von der Gesellschaft insge-
samt zum Erwerb vorgesehene Aktienanzahl 
übersteigt, kann das Andienungsrecht der Akti-
onäre insoweit ausgeschlossen werden, als der 
Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten 
Aktien der Gesellschaft erfolgt. Ferner kann eine 
bevorrechtigte Berücksichtigung geringer Stück-
zahlen bis zu 50 Stück angedienter Aktien der 
Gesellschaft je Aktionär vorgesehen werden.

(3)	Bei einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
von Kaufangeboten kann die Gesellschaft eine 
Kaufpreisspanne je Aktie der Gesellschaft fest-

legen, innerhalb derer Angebote abgegeben 
werden können. Das Angebot kann eine An-
nahmefrist, Bedingungen sowie die Möglich-
keit vorsehen, die Kaufpreisspanne während 
der Angebotsfrist anzupassen, wenn sich nach 
der Veröffentlichung der Aufforderung während 
der Angebotsfrist erhebliche Kursbewegungen 
ergeben. 

Bei der Annahme wird der endgültige Kaufpreis 
aus den vorliegenden Verkaufsangeboten er-
mittelt. Der Kaufpreis je Aktie der Gesellschaft 
(ohne Erwerbsnebenkosten) darf den Durch-
schnitt der tagesvolumengewichteten Schluss-
kurse der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Han-
del (oder einem an die Stelle des Xetra-Systems 
getretenen Nachfolgesystem) während der 
letzten fünf Börsenhandelstage vor dem Tag, 
an dem die Angebote von der Gesellschaft an-
genommen werden, um nicht mehr als 10 % 
überschreiten und nicht mehr als 10 % unter-
schreiten. 

Sofern die Anzahl der zum Kauf angebotenen 
Aktien der Gesellschaft die von der Gesellschaft 
insgesamt zum Erwerb vorgesehene Aktienan-
zahl übersteigt, kann das Andienungsrecht der 
Aktionäre insoweit ausgeschlossen werden, als 
die Annahme nach dem Verhältnis der ange-
botenen Aktien der Gesellschaft erfolgt. Ferner 
kann eine bevorrechtigte Annahme geringer 
Stückzahlen bis zu 50 Stück angebotener Aktien 
der Gesellschaft je Aktionär vorgesehen wer-
den.

b) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesell-
schaft, die aufgrund dieser oder einer früheren 
Ermächtigung erworben wurden, zu allen gesetz-
lich zugelassenen Zwecken, insbesondere auch zu 
den folgenden Zwecken zu verwenden:

(1)	Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats eine Veräußerung erworbener 
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eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre in anderer Weise als über 
die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre 
vorzunehmen, wenn die erworbenen eigenen 
Aktien zu einem Preis veräußert oder an auslän-
dischen Börsen, an denen sie nicht notiert sind, 
eingeführt werden, der den Börsenkurs von Ak-
tien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum 
Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich un-
ter-schreitet. Als maßgeblicher Börsenkurs gilt 
der Durchschnitt der tagesvolumengewichte-
ten Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im 
Xetra-Handel (oder einem an die Stelle des 
Xetra-Systems getretenen Nachfolgesystem) 
während der letzten drei Börsenhandelstage vor 
der Veräußerung der Aktien. Dieser Ausschluss 
des Bezugsrechts ist auf insgesamt höchstens 
10 % sowohl des im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens dieser Ermächtigung als auch 
des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
mächtigung bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft beschränkt. Auf diese Begren-
zung sind Aktien anzurechnen, die wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung auf 
Grund anderer Ermächtigungen in unmittel-
barer oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechts-
ausschluss ausgegeben werden.

(2)	Der Vorstand wird ferner ermächtigt, erworbene
eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichts-
rats unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre in anderer Weise als über die Börse 
oder durch Angebot an alle Aktionäre an Dritte 
im Zusammenhang mit dem Erwerb von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder Beteili-
gungen an Unternehmen zu veräußern.

(3)	Der Vorstand und, sofern die Verpflichtung ge-
genüber Mitgliedern des Vorstands besteht, 
der Aufsichtsrat, werden ferner ermächtigt, er-
worbene eigene Aktien zur Bedienung von Be-
zugsrechten zu verwenden, die im Rahmen des 

von der ordentlichen Hauptversammlung vom 
10. Juni 2008 unter Punkt 7 der Tagesordnung 
beschlossenen Manz Performance Share Plan 
2008 ausgegeben wurden oder werden. Soweit 
die Ausübungsbedingungen für die unter dem 
Manz Performance Share Plan 2008 ausgege-
benen Bezugsrechte vorsehen, dass der Aus-
übungspreis bei Verwendung eigener Aktien 
zur Bedienung dieser Bezugsrechte EUR 0,00 
beträgt, sind der Vorstand und, sofern die Ver-
pflichtung gegenüber Mitgliedern des Vorstands 
besteht, der Aufsichtsrat ermächtigt, eigene Ak-
tien zur Bedienung der Bezugsrechte des Manz 
Performance Share Plan 2008 zu einem Preis 
von EUR 0,00 zu verwenden.

(4)	Der Vorstand wird ferner ermächtigt, erworbene 
eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre zur Erfüllung von Bezugs- 
und Umtauschrechten zu verwenden, die auf 
Grund der Ausübung von Options- oder Wand-
lungsrechten oder der Erfüllung von Wand-
lungspflichten entstehen, die im Rahmen der 
Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen, Genussrechten und/oder Ge-
winnschuldverschreibungen der Gesellschaft 
oder ihrer Konzerngesellschaften gewährt bzw. 
auferlegt wurden.

(5)	Der Vorstand wird ferner ermächtigt, erworbene 
eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichts-
rats an Mitarbeiter der Gesellschaft oder von 
nachgeordneten verbundenen Unternehmen 
im Sinne der §§ 15 ff. AktG auszugeben.

(6)	Der Vorstand wird ferner ermächtigt, erworbene  
eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichts-
rats ohne weiteren Hauptversammlungsbe-
schluss einzuziehen. Die Einziehung führt zur 
Herabsetzung des Grundkapitals. Der Aufsichts-
rat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung 
entsprechend dem Umfang der Einziehung zu 
ändern. Der Vorstand kann abweichend hier-
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von bestimmen, dass das Grundkapital bei der 
Einziehung unverändert bleibt und sich stattdes-
sen durch die Einziehung der Anteil der übrigen 
Aktien am Grundkapital erhöht. Der Vorstand ist 
für diesen Fall zur Anpassung der Angabe der 
Zahl der Aktien in der Satzung ermächtigt. 

c) 	 Vorstehende Ermächtigungen zum Erwerb eigener 
Aktien, zu ihrer Einziehung und ihrer Wiederveräu-
ßerung oder Verwertung auf andere Weise können 
einmal oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam, 
jeweils auch in Teilen ausgeübt werden.

d) 	Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf die 
eigenen Aktien wird gemäß § 71 Absatz 1 Ziffer 8, 
§ 186 Absatz 3 und 4 AktG insoweit ausgeschlos-
sen, wie diese Aktien gemäß der vorstehenden Er-
mächtigungen zu lit. b) Ziffer (1) bis (5) verwendet 
werden.

e) 	 Auf die auf Grund dieser Ermächtigung erworbenen 
Aktien dürfen zusammen mit anderen Aktien der 
Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits er-
worben hat und noch besitzt oder die ihr gemäß 
§ 71d und § 71e AktG zuzurechnen sind, zu keinem 
Zeitpunkt mehr als 10 % des jeweiligen Grundkapi-
tals der Gesellschaft entfallen. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu 
Punkt 8 der Tagesordnung über den Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 71 Absatz 1 Ziffer 8, § 186 
Absatz 4 Satz 2 AktG (Ermächtigung zum Erwerb ei-
gener Aktien)

Nach dem zu Tagesordnungspunkt 8 der am 16. Juni 
2009 stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung 
vorgeschlagenen Beschluss soll die Manz Automation 
AG erneut ermächtigt werden, gemäß § 71 Absatz 1 
Ziffer 8 AktG eigene Aktien bis zu 10 % des Grund-
kapitals zu erwerben. Die bisher bestehende, von der 
Hauptversammlung vom 10. Juni 2008 erteilte Ermäch-
tigung, deren Geltungsdauer nach den Bestimmungen 
des § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG auf höchstens 18 Mo-

nate beschränkt war, läuft am 9. Dezember 2009 aus. 
Die Ermächtigung soll daher für den Zeitraum bis zum 
15. Dezember 2010 erneuert werden. 

Mit der neuen Ermächtigung wird die Manz Automa-
tion AG weiterhin in die Lage versetzt, von dem Ins-
trument des Erwerbs eigener Aktien Gebrauch zu ma-
chen, um die damit verbundenen Vorteile im Interesse 
der Manz Automation AG und ihrer Aktionäre insbe-
sondere zur Bedienung des Manz Performance Share 
Plan 2008 sowie zur Ausgabe von Aktien an Mitarbei-
ter der Gesellschaft und ihrer verbundenen Unterneh-
men zu realisieren. Diese Ermächtigung besteht in den 
gesetzlichen Grenzen der § 71 Absatz 2, § 71d und 
§ 71e AktG. Dies bedeutet, dass die neue Ermächti-
gung insbesondere dann nicht besteht, wenn und so-
weit von der bislang bestehenden oder einer früheren 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien bis zur zu-
lässigen Grenze Gebrauch gemacht worden ist und 
die auf diese Weise erworbenen Aktien nicht veräußert 
oder eingezogen worden sind.

Beim Erwerb der Aktien ist die Gesellschaft bereits 
gemäß aktienrechtlicher Bestimmungen zur Wahrung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes verpflichtet. Der 
Erwerb eigener Aktien kann nur über die Börse oder 
mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Kaufangebots bzw. einer an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Kaufange-
boten erfolgen. Hierdurch erhalten alle Aktionäre in 
gleicher Weise die Gelegenheit, Aktien an die Gesell-
schaft zu veräußern, sofern die Gesellschaft von der 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien Gebrauch 
macht.

Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot bzw. einer 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Kaufange-
boten die Anzahl der angedienten bzw. angebotenen 
Aktien die zum Erwerb vorgesehene Aktienanzahl 
übersteigt, kann der Erwerb bzw. die Annahme unter 
Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionäre nach 
dem Verhältnis der angedienten bzw. angebotenen 
Aktien erfolgen, um das Erwerbsverfahren zu vereinfa-
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chen. Der Vereinfachung dient auch die bevorrechtigte 
Berücksichtigung bzw. Annahme geringer Stückzahlen 
bis zu 50 Stück angedienter bzw. angebotener Aktien 
je Aktionär.

Auf Grund der vorgeschlagenen Ermächtigung kön-
nen die von der Gesellschaft erworbenen Aktien ohne 
erneuten Beschluss der Hauptversammlung einge-
zogen werden. Hierdurch wird das Grundkapital der 
Manz Automation AG herabgesetzt oder der Anteil der 
übrigen Aktien am Grundkapital erhöht. Ferner können 
die eigenen Aktien durch ein öffentliches Angebot an 
alle Aktionäre oder über die Börse wieder veräußert 
werden. Mit diesen Möglichkeiten des Verkaufs wird 
bei der Wiederausgabe der Aktien das Recht der Akti-
onäre auf Gleichbehandlung gewahrt. 

Der Beschluss sieht die Ermächtigung des Vorstands 
vor, die erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden.

a)	 Gemäß § 71 Absatz 1 Ziffer 8 Satz 5 AktG sieht die 
vorgeschlagene Ermächtigung unter lit. b) Ziffer (1) 
vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die erworbenen eigenen Aktien auch in 
anderer Weise als über die Börse oder durch ein 
Angebot an alle Aktionäre veräußern darf. Voraus-
setzung ist, dass die eigenen Manz-Aktien entspre-
chend der Regelung in § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 
zu einem Preis veräußert werden, der den Börsen-
kurs der Aktien zum Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet. In dem Beschluss-
vorschlag ist festgelegt, dass der in diesem Sinne 
maßgebliche Börsenkurs der Mittelwert der nach 
dem Handelsvolumen gewichteten Schlusskurse 
der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel während 
der letzten drei Börsenhandelstage vor der Veräu-
ßerung der Manz-Aktien ist. Durch die Orientierung 
des Veräußerungspreises am Börsenkurs wird dem 
Gedanken des Verwässerungsschutzes Rechnung 
getragen und das Vermögens- und Stimmrechtsin-
teresse der Aktionäre angemessen gewahrt. Der 
Vorstand wird sich bei Festlegung des endgültigen 

Veräußerungspreises unter Berücksichtigung des 
aktuellen Marktumfelds bemühen, einen etwaigen 
Abschlag vom Börsenkurs so niedrig wie möglich 
zu bemessen. Die Aktionäre haben grundsätzlich 
die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch 
Kauf von Manz-Aktien über die Börse aufrecht zu 
erhalten. 

Die Möglichkeit der Veräußerung in anderer Form 
als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 
Aktionäre liegt im Interesse der Gesellschaft und 
der Aktionäre. Die mit der Ermächtigung eröffne-
te Möglichkeit, bei der Weiterveräußerung der er-
worbenen eigenen Aktien das Bezugsrecht der Ak-
tionäre in entsprechender Anwendung des § 186 
Absatz 3 Satz 4 AktG auszuschließen, dient dem 
Interesse der Manz Automation AG, in geeigneten 
Fällen Manz-Aktien beispielsweise an institutio-
nelle Anleger zu verkaufen oder zur Einführung der 
Manz-Aktien an Auslandsbörsen zu verwenden. 
Mit einer etwaigen Einführung der Aktie der Ge-
sellschaft an ausländischen Börsen, an denen sie 
bisher noch nicht gehandelt wird, kann die Aktio-
närsbasis im Ausland verbreitert werden. Die Manz 
Automation AG erhält durch die Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschlusses die erforderliche Flexi-
bilität, auf Grund einer günstigen Börsensituation 
sich bietende Gelegenheiten schnell und flexibel 
sowie kostengünstig zu nutzen, ohne den zeit- und 
kostenaufwändigen Weg einer Bezugsrechtsemis-
sion beschreiten zu müssen. 

Die Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt 
höchstens 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft. 
Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit der ge-
setzlichen Regelung dem Schutzbedürfnis der Ak-
tionäre im Hinblick auf einen Verwässerungsschutz 
ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Durch 
die Berücksichtigung von Aktien, die bis zur Veräu-
ßerung eigener Aktien auf Grund anderer Ermäch-
tigungen zum Bezugsrechtsausschluss gemäß 
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, 
wird sichergestellt, dass keine eigenen Aktien unter 
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Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 71 Absatz 1 
Nr. 8, § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG veräußert werden, 
wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für 
mehr als 10 % des Grundkapitals das Bezugsrecht 
der Aktionäre ohne besonderen sachlichen Grund 
ausgeschlossen wird. 

b)	 Auf Grund der unter lit. b) Ziffer (2) vorgeschla-
genen Ermächtigung können die erworbenen 
Manz-Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
auch verwendet werden, um mit ihnen als Gegen-
leistung Unternehmen, Unternehmensteile oder Be-
teiligungen an Unternehmen zu erwerben. Dadurch 
wird die Manz Automation AG in die Lage versetzt, 
in geeigneten Fällen Unternehmen, Teile von Un-
ternehmen oder Unternehmensbeteiligungen nicht 
nur durch Zahlung eines Kaufpreises in Geld, son-
dern auch im Wege einer Gegenleistung durch 
Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben 
zu können. Dadurch werden die liquiden Mittel der 
Manz Automation AG geschont und der Umfang ei-
ner möglichen Kaufpreisfinanzierung verringert. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung soll die Gesell-
schaft im Wettbewerb um interessante Akquisiti-
onsobjekte stärken und es ihr ermöglichen, schnell, 
flexibel und liquiditätsschonend auf sich bietende 
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Un-
ternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-
men zu reagieren. Die Entscheidung, ob im Einzelfall 
eigene Aktien oder Aktien aus dem genehmigten 
Kapital genutzt werden, trifft der Vorstand, wobei 
er sich allein vom Interesse der Aktionäre und der 
Gesellschaft leiten lässt. Bei der Festlegung der Be-
wertungsrelationen wird der Vorstand sicherstel-
len, dass die Interessen der Aktionäre angemessen 
gewahrt werden. Dabei wird der Vorstand den Bör-
senkurs der Manz-Aktie berücksichtigen. 

c)	 Ferner sollen der Vorstand und bei Ausgabe der 
Aktien an Mitglieder des Vorstands der Aufsichts-
rat unter lit. b) Ziffer (3) des Beschlusses ermächti-
gt werden, erworbene eigene Aktien der Manz Au-

tomation AG zur Bedienung von Bezugsrechten, 
die im Rahmen des von der ordentlichen Haupt-
versammlung vom 10. Juni 2008 unter Punkt 7 der 
Tagesordnung beschlossenen Manz Performance 
Share Plan 2008 an Mitglieder des Vorstands und 
Führungskräfte ausgegeben wurden oder werden, 
zu verwenden. Diese Wiederausgabeermächtigung 
legt den Kreis der Personen, an die die Manz-Ak-
tien veräußert werden können, abschließend fest. 

Im Rahmen der ordentlichen Hauptversammlung 
2008 wurde der Manz Performance Share Plan 
2008 für die Mitglieder des Vorstands und Füh-
rungskräfte der Gesellschaft und ihrer Konzern-
gesellschaften beschlossen. Der unter Tagesord-
nungspunkt 7 der ordentlichen Hauptversammlung 
vom 10. Juni 2008 beschlossene Manz Perfor-
mance Share Plan 2008 wurde in einem hierzu 
erstatteten Bericht des Vorstands erläutert. Die 
Möglichkeit, eigene Aktien der Manz Automation 
AG in Erfüllung der Bezugsrechte an die Bezugsbe-
rechtigten zu gewähren, ist ein geeignetes Mittel, 
einer bei Erfüllung der Bezugsrechte mit auf Grund 
des bedingten Kapitals neu geschaffenen Aktien 
eintretenden Verwässerung des Kapitalbesitzes 
und des Stimmrechts der Aktien entgegenzuwir-
ken. Soweit die Gesellschaft von dieser Möglich-
keit Gebrauch macht, muss das bedingte Kapital 
nach § 3 Absatz 5 der Satzung nicht in Anspruch 
genommen werden. Ob und in welchem Umfang 
von der Ermächtigung zur Ausgabe eigener Aktien 
bei der Erfüllung der Bezugsrechte Gebrauch ge-
macht wird oder stattdessen neue Aktien aus dem 
bedingten Kapital ausgegeben werden, entschei-
det der Vorstand und im Fall der Ausübung des 
Bezugsrechts durch ein Mitglied des Vorstands der 
Aufsichtsrat, die sich dabei vom Interesse der Akti-
onäre und der Manz Automation AG leiten lassen. 

Nach Maßgabe der vorgeschlagenen Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien ist nur der Vorstand be-
fugt, Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Sofern 
der Aufsichtsrat im Rahmen des Manz Performance 
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Share Plan 2008 Bezugsrechte, die an Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft ausgegeben wurden, 
mit eigenen Aktien der Gesellschaft bedienen will, 
kann er diese Aktien also nicht selbst beschaffen, 
sondern nur auf solche Aktien zurückgreifen, die 
die Gesellschaft bereits ohne anderweitige Zweck-
bindung erworben hat.

Zu beachten ist, dass bei der Verwendung eigener 
Aktien – anders als bei der Ausgabe neuer Aktien 
zur Bedienung der Bezugsrechte aus bedingtem 
Kapital – aktienrechtlich kein geringster Ausgabe-
betrag (in Höhe von EUR 1,00 je Aktie) als Aus-
übungspreis zwingend vorgeschrieben ist. Wie 
im Bericht des Vorstands an die Hauptversamm-
lung 10. Juni 2008 zu Punkt 7 der Tagesordnung 
erläutert, sollen die Ausübungsbedingungen für 
die Bezugsrechte daher vorsehen dürfen, dass bei 
Verwendung eigener Aktien zur Bedienung der im 
Rahmen des Manz Performance Share Plan 2008 
ausgegebenen Bezugsrechte der Ausübungspreis 
EUR 0,00 beträgt. 

d)	 Darüber hinaus soll der Vorstand unter lit. b) Zif-
fer (4) ermächtigt werden, erworbene eigene Aktien 
zur Bedienung von Bezugs- und Umtauschrechten 
zu verwenden, die auf Grund der Ausübung von 
Options- oder Wandlungsrechten oder der Erfül-
lung von Wandlungspflichten der Inhaber von Op-
tions- und/oder Wandelschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschrei-
bungen entstehen, die von der Manz Automation 
AG oder ihren Konzerngesellschaften auf Grund 
von Ermächtigungen zur Ausgabe von Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genuss-
rechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 
ausgegeben werden. Soweit die Gesellschaft von 
dieser Möglichkeit Gebrauch macht, muss das be-
dingte Kapital nach § 3 Absatz 4 der Satzung nicht 
in An-spruch genommen werden. Die Interessen 
der Aktionäre werden durch diese zusätzliche Mög-
lichkeit daher nicht berührt.

e)	 Darüber hinaus soll der Vorstand unter lit. b) Zif-
fer (5) ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre aus-
schließen, wenn die eigenen Aktien an Mitarbeiter 
der Gesellschaft oder eines ihr nachgeordneten 
verbundenen Unternehmens ausgegeben werden. 
Dadurch soll der Gesellschaft die Möglichkeit ein-
geräumt werden, Belegschaftsaktien an ihre Mitar-
beiter und die Mitarbeiter der Konzernunternehmen 
auszugeben. Im Gegensatz zu anderen Formen der 
Mitarbeiterbeteiligung wie etwa Aktienoptionspro-
grammen oder aktienkursbasierten Vergütungssys-
temen tragen Belegschaftsaktien zu einer stärkeren 
Identifikation der Mitarbeiter und der Gesellschaft 
bei, da sie zum Erwerb der Aktien eigene Mittel ein-
setzen und die Aktien sodann über einen längeren 
Zeitraum halten müssen. Aus Sicht des Vorstands 
stellt die Möglichkeit der Ausgabe von Mitarbei-
teraktien eine gute Ergänzung zur bestehenden 
Vergütungsstruktur dar. Außerdem vermeidet die 
Verwendung eigener Aktien die Schaffung neuer 
Aktien.

Die Interessen der Aktionäre werden daher insgesamt 
durch die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
nicht unangemessen beeinträchtigt.

Der Vorstand wird die nachfolgende Hauptversamm-
lung über eine Ausübung der Ermächtigung unter-
richten.
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Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts sind nach § 14 der Satzung dieje-
nigen Aktionäre unserer Gesellschaft berechtigt, die sich 
bei der Gesellschaft angemeldet und ihren Anteilsbesitz 
durch einen Nachweis durch das depotführende Institut 
nachgewiesen haben. Die Anmeldung und der Nachweis 
des Anteilsbesitzes bedürfen der Textform (§ 126b BGB), 
müssen in deutscher oder englischer Sprache erfolgen 
und unter der nachstehenden Adresse der für die Gesell-
schaft empfangsberechtigten Stelle bis spätestens zum 
Ablauf des 9. Juni 2009 zugehen:

Manz Automation AG 
c/o Landesbank Baden-Württemberg 
Abteilung 4027 H 
Am Hauptbahnhof 2 
70173 Stuttgart 
Telefax: +49 (0) 711 127-79 256
E-Mail: hv-anmeldung@lbbw.de

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Be-
ginn des 26. Mai 2009 beziehen. 

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises ih-
res Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft unter der oben 
genannten Adresse werden den Aktionären Eintritts-
karten für die Hauptversammlung übersandt. Um den 

rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, 
bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung 
des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft 
unter der oben genannten Adresse Sorge zu tragen.

Stimmrechtsvertretung

Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung 
teilnehmen können oder wollen, können ihr Stimmrecht 
unter entsprechender Vollmachtserteilung durch einen 
Bevollmächtigten, auch durch ein Kreditinstitut oder eine 
Vereinigung von Aktionären, ausüben lassen. Soweit 
weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung 
oder eine andere nach § 135 Absatz 9 AktG gleichgestell-
te Person bevollmächtigt wird, ist die Vollmacht schrift-
lich zu erteilen.

Wir bieten unseren Aktionären an, von der Gesellschaft 
benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter 
bereits vor der Hauptversammlung zu bevollmächtigen. 
Die Aktionäre, die den von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen wollen, 
benötigen hierzu eine Eintrittskarte zur Hauptversamm-
lung. Vollmachten und Weisungen müssen schriftlich 
übermittelt werden. Die notwendigen Unterlagen und 
Informationen erhalten die Aktionäre zusammen mit der 
Eintrittskarte. Entsprechende Informationen sind auch im 
Internet unter www.manz-automation.com im Verzeichnis 
„Investor Relations“ abrufbar. Die Stimmrechtsvertreter 
sind auch bei erteilter Vollmacht nur zur Stimmrechts-
ausübung befugt, soweit eine ausdrückliche Weisung zu 
den einzelnen Tagesordnungspunkten vorliegt. Wir bit-
ten, die ausgefüllten Vollmachts- und Weisungsvordru-
cke bis spätestens 12. Juni 2009 (Eingangsdatum) an die 
Manz Automation AG, Steigäckerstraße 5, 72768 Reutlin-
gen, zurückzusenden.
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Anträge und Anfragen von Aktionären

Anträge, Wahlvorschläge und Anfragen von Aktionären 
zur Hauptversammlung sind ausschließlich an folgende 
Adresse der Gesellschaft zu richten:

Manz Automation AG
Steigäckerstraße 5
72768 Reutlingen
Telefax: +49 (0) 7121 9000-99
E-Mail: ir@manz-automation.com

Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge 
zur Hauptversammlung gemäß § 126 Absatz 1, § 127 
AktG werden unter der Internet-Adresse www.manz-
automation.com im Verzeichnis „Investor Relations“ ver-
öffentlicht. Voraussetzung hierfür ist, dass sie mit einem 
Nachweis der Aktionärseigenschaft bis spätestens zum 
Ablauf des 2. Juni 2009 bei der oben genannten Adres-
se eingehen. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung 
werden ebenfalls unter der Internetadresse www.manz-
automation.com im Verzeichnis „Investor Relations“ ver-
öffentlicht.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Im Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung 
beläuft sich die Gesamtzahl der Aktien auf 4.480.054 
Stückaktien, die 4.480.054 Stimmen gewähren. Aus den 
von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien stehen 
der Gesellschaft keine Stimmrechte zu. Zum Zeitpunkt 
der Einberufung der Hauptversammlung hält die Gesell-
schaft keine eigenen Aktien.

Reutlingen, im Mai 2009

Manz Automation AG
Der Vorstand
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Mit dem Flugzeug
Sie landen auf dem Stuttgarter Flughafen und fahren
mit der S-Bahn S 2 bis Filderstadt (Endstation).
 
Mit der S-Bahn
Sie fahren z. B. ab Stuttgart-Hauptbahnhof mit der S 2
bis Filderstadt (Endstation). Die FILharmonie erreichen 
Sie ab dort mit dem Bus LINIE 37 oder zu Fuß.
 
Mit dem Auto
A8 Stuttgart/München:
> aus Richtung Stuttgart auf die B 27 Abfahrt FILharmonie.
> aus Richtung München Abfahrt Stuttgart-Flughafen,
durch den Tunnel nach Filderstadt-Bernhausen, ab hier
ist die FILharmonie für Sie ausgeschildert.
> Parkmöglichkeiten finden Sie am Veranstaltungsort.
 
FILharmonie Filderstadt
Tübinger Straße 40
70794 Filderstadt

Anfahrt >>



Manz Automation AG
Steigäckerstraße 5
72768 Reutlingen
Deutschland
Tel. +49 (0) 7121 9000-0
Fax +49 (0) 7121 9000-99
ir@manz-automation.com


